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215. Öffentliche Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 - in der zurzeit gültigen 
Fassung - des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 
UVPG 

 
 
Der Antragsteller Alfons Drerup hat die Erteilung einer Plangenehmigung zum Ausbau eines 
Gewässers nach § 68 Absatz 2Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Umgestaltung des Fließ-
gewässers 1480, UVB St. Mauritz- Altenberge, auf dem Grundstück Gemarkung Nordwalde, 
Flur 16, Flurstück 37, beantragt. 
 
Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG so dass ein Vorprüfungsverfahren 
zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 6 - 14 
UVPG durchgeführt wurde. 
 
Nach Auswertung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Prüfung der vorge-
legten Daten und Antragsunterlagen wurde im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien festgestellt, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Nach § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
 
Tecklenburg, 24.06.2026      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
Umweltamt 
Im Auftrag 
gez. Dr. Winters 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/215 

 
 
 
 

216. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung für das Jugendamt des Krei-
ses Steinfurt vom 14.07.2026 

 
 
Der Kreistag des Kreises Steinfurt hat am 13.07.2026 aufgrund der §§ 69 ff. des Achten Buches 
des Sozialgesetzbuches – Kinder und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 23.04.2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 111), des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG KJHG – vom 12.12.1990 (GV.NRW S. 664), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 10.06.2025 (GV NRW S. 572) und des § 5 der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen – KrO NW – in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV NRW S. 
618) folgende Satzung für das Jugendamt beschlossen:   
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I. Das Jugendamt 
  

§ 1 Aufbau 
  
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung des Jugendamtes.   
  
  

§ 2 Zuständigkeit 
  
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen Ausführungsgesetze und 
dieser Satzung für alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet des Kreises Steinfurt - 
außer für das Gebiet der Städte Emsdetten, Greven, Ibbenbüren und Rheine - zuständig.   
  
  

§ 3 Aufgaben 
  
(1) Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Ju-

gendhilfe. Im Wege der Jugendhilfeplanung ist sicherzustellen, dass die erforderlichen 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen der Jugendhilfe fachgerecht, ausreichend 
und rechtzeitig zur Verfügung stehen.   

  
(2) Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen, die Stärkung und Erhaltung der 

Erziehungskraft der Familie sowie die Erhaltung und Schaffung positiver  
Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sollen bei allen Maßnahmen 
der öffentlichen Jugendhilfe im Vordergrund stehen.   

  
(3) Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Ju-

gendhilfe und allen behördlichen Stellen bemühen, die sich mit Angelegenheiten der Kin-
der, Jugendlichen und jungen Menschen sowie der Familie befassen. Es hat dabei die 
Selbständigkeit der freien Träger in Zielsetzung und Durchführung ihrer Jugendhilfeauf-
gaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten.   

   
II. Der Jugendhilfeausschuss 

  
§ 4 Mitglieder 

  
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte Mitglieder an; ferner beratende 

Mitglieder nach Abs. 3.   
  
(2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII (Mitglieder 

des Kreistages oder von ihm gewählter Frauen und Männer, die in der Jugendhilfe erfah-
ren sind) beträgt 9 und die Zahl der Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII, die von 
den im Bereich des Jugendamtes wirkenden und anerkannten freien Trägern vorgeschla-
gen sind, beträgt 6; davon 3 Vertreter/innen der Jugendverbände.   
Die Mitglieder werden vom Kreistag gewählt. Für jedes Mitglied ist eine persönliche Stell-
vertreterin/ein persönlicher Stellvertreter zu wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach 
dem Ersten Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG), 
der Kreisordnung (KrO NW) und der Geschäftsordnung des Kreistages.   

  
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeausschuss an:   
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3.1 der Landrat/die Landrätin oder eine von ihm/ihr bestellte Vertreterin/ ein von ihm/ihr 
bestellter Vertreter;   

3.2 die Leitung des Jugendamtes oder deren Vertretung;   
3.3 eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsgerichtes oder des Familiengerich-

tes oder eine Jugendrichterin/ein Jugendrichter, die/der von der Präsidentin/dem 
Präsidenten des Landgerichts Münster bestellt wird;   

3.4 eine Vertretung der Arbeitsverwaltung, /die von der Direktorin/ dem Direktor der 
Agentur für Arbeit Rheine bestellt wird;   

3.5 eine Vertretung der Schulen, die von der Bezirksregierung Münster bestellt wird;   
3.6 eine Vertretung der Polizei, die vom Landrat/ von der Landrätin als Kreispolizeibe-

hörde bestellt wird;   
3.7 je eine Vertretung der katholischen und der evangelischen Kirche sowie der jüdi-

schen Kultusgemeinde; sie werden von der jeweils zuständigen Stelle der Religi-
onsgemeinschaft bestellt;   

3.8 eine Vertretung des Integrationsrates oder Integrationsausschusses, die durch 
den Integrationsrat oder Integrationsausschuss gewählt wird;   

3.9 eine Vertretung aus dem Jugendamtselternbeirat;   
3.10 eine Vertretung des Inklusionsbeirates des Kreises Steinfurt;   
3.11 eine Vertretung örtlicher Jugendringe,  
3.12 eine Vertretung örtlicher Jugendselbstvertretungen,  
3.13 weitere beratende Mitglieder, sofern der Fall des § 41 Abs. 3 Satz 7 - 10 KrO NW 

eintritt. Dies gilt für Gruppen ohne Fraktionsstatus im Kreistag entsprechend.   
  
(4) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als beratende Mitglieder selbstorganisierte Zusam-

menschlüsse nach § 4a SGB VIII, die im Kreisjugendamtsbezirk wirken, angehören. Der 
Kreistag bestellt diese Mitglieder auf Vorschlag des Jugendhilfeausschusses.   

  
  

§ 5 Teilnahme weiterer Personen 
  
An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen bedarfsbezogen Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter des Jugendamtes teil.   
   
  

§ 6 Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
  
(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er 

beschließt im Rahmen der vom Kreistag bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der 
vom Kreistag gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe, sofern es 
sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt.   
Er soll vor jeder Beschlussfassung des Kreistages in Fragen der Jugendhilfe gehört wer-
den und hat das Recht, an den Kreistag Anträge zu stellen.   

  
(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben:   
  
1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für   
1.1 die fachliche Arbeit des Jugendamtes,   
1.2 die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung, soweit diese nicht durch 

Landesrecht geregelt werden.   
1.3 die Beteiligung von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe an der Durchführung von 

Aufgaben oder die Übertragung dieser Aufgaben zur Ausführung nach § 76 SGB VIII.   
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2. Die Entscheidung über   
2.1 die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe (§ 4 Abs. 3, § 74 SGB VIII),   
2.2 die öffentliche Anerkennung der Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII in Ver-

bindung mit § 25 AG-KJHG,   
2.3 die Bedarfsfeststellung für die Kindertagesbetreuung (§§ 79, 80 SGB VIII i.V.m. §§ 27 

Abs. 2, 32 Abs. 1 und 2, 33 Abs. 2-5 KiBiz),   
2.4 die Gewährung von Zuwendungen zu den Investitionskosten der Kindertageseinrichtun-

gen und Kindertagespflege (§ 52 KiBiz),   
2.5 die Entwicklung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren (§§ 42 Abs. 1, 43 Abs. 

2 KiBiz) 
2.6 die zusätzliche Förderung von Kindertageseinrichtungen als plusKita (§ 44 Abs. 1, 45 

Abs. 2 KiBiz),  
2.7 die Förderung zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten (§ 48 Abs. 1 KiBiz),   
2.8 die Einhaltung von Zweckbindungen bei investiv geförderten u3-Plätzen (§ 55 Abs. 2 

KiBiz),  
2.9 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen nach § 35 Jugend-

gerichtsgesetz (JGG),  
2.10 die Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII 
  
3. Die Vorberatung des Haushaltes für den Bereich der Jugendhilfe.   
  
4. Die Anhörung vor der Berufung der Leitung der Verwaltung des Jugendamtes.   
 
 
(3)  Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betref-

fenden Entscheidungen der örtlichen Jugendhilfe zu beteiligen (§ 8 Abs. 1 SGB VIII).  
  
  

§ 7 Unterausschüsse 
  
(1) Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe, nicht für die Bearbeitung ganzer Sachgebiete 

oder Aufgabenzweige, können bei Bedarf für eine begrenzte Zeit Unterausschüsse ohne 
Entscheidungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden 
vom Jugendhilfeausschuss aus seinen Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern ge-
wählt. Er bestimmt auch die Vorsitzende/den Vorsitzenden und die Stellvertretung. Die 
Sitzungen sind nichtöffentlich.   

  
(2) Für das Verfahren des Jugendhilfeausschusses und der Unterausschüsse gilt sowie die 

bundes- und landesrechtlichen Vorschriften oder diese Satzung nichts anderes bestim-
men, die Geschäftsordnung des Kreistages in der auf die Ausschüsse anzuwendenden 
Fassung entsprechend.   

  
 

III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
  

§ 8 Eingliederung 
  
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbständige Organisationseinheit innerhalb der 
Kreisverwaltung.   
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§ 9 Aufgaben 

  
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden 

von dem Landrat/von der Landrätin oder in ihrem/seinem Auftrag von der Leitung der 
Verwaltung des Jugendamtes im Rahmen dieser Satzung und der Beschlüsse des Kreis-
tages und des Jugendhilfeausschusses geführt.   

  
(2) Der Landrat/die Landrätin oder in ihrem/seinem Auftrag die Leitung der Verwaltung des 

Jugendamtes  
- ist verpflichtet, die Vorsitzende/ den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses und 

die Stellvertretung über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Jugend-
amtes zu unterrichten, 

- bereitet die Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vor und führt diese aus.   
  
 

IV. Schlussbestimmung 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tage tritt die 
Satzung für das Jugendamt des Kreises Steinfurt vom 05.11.2019 außer Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung für das Jugendamt des Kreises Steinfurt vom 14.07.2026 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gemäß § 5 Abs. 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisord-
nung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  
2. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder  
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Steinfurt, 14.07.2026      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
gez. Dr. Sommer 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/216 
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217. Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Recke: 
Bebauungsplan Nr. 69 b „Ortslage Recke Mitte“ 
hier: Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
Der Rat der Gemeinde Recke hat am 21.05.2026 beschlossen, den Entwurf der Bebauungspla-
nes Nr. 69 b „Ortslage Recke Mitte“, gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen sowie die 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 durchzu-
führen. 
 
Ziel der Planung ist es, die vielfältigen Nutzungsarten in der Ortsmitte Recke planungsrechtlich 
zu steuern und zu sichern. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 69 b „Ortslage Recke Mitte“ ist in der nachste-
henden Karte durch eine gebrochene schwarze Linie umrandet: 
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Der Entwurf des o. g. Bauleitpläne mit der Begründung wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
 

vom 27.07.2026 bis einschließlich zum 25.08.2026 
 
auf der Internetseite der Gemeinde Recke unter „www.recke.de“ veröffentlicht (Registerkarte 
Internetseite: „Leben in Recke“ / „Bauen und Wohnen“ / „Laufende Verfahren“). Dort sind alle 
Planunterlagen einsehbar. 
 
Über einen weiteren leicht zu erreichenden Zugang liegen die Planunterlagen während des o. 
g. Auslegungszeitraums im 1. Obergeschoss des Rathauses der Gemeinde Recke, Hauptstraße 
28, 49509 Recke während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht aus. 
Die Einsichtnahme ist außerdem nach telefonischer Vereinbarung während der Dienststunden 
unter 05453-91053 oder 05453-91051 möglich. 
Während der Dienstzeiten besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung bzw. Abgabe von 
Stellungnahmen. Diese können während der Auslegungsfrist auch über E-Mail an “info@re-
cke.de“ abgegeben werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können. Im Übrigen wird zur Flä-
chennutzungsplanänderung darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 
3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach 
§ 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gem. § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Übereinstimmungsbestätigung: 
Gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über öffentliche Bekanntmachungen von kommunalem Orts-
recht (BekanntmVO) in der zzt. geltenden Fassung wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der 
Amtlichen Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses des Bebauungspla-
nes Nr. 69 b „Ortslage Recke Mitte“ und mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach § 2 
Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 

Bekanntmachungsanordnung zur Bauleitplanung: 
Gemäß § 2 Abs. 3 und 4 BekanntmVO i. V. m. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Recke und 
§ 2 Abs. 1 BauGB wird die Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses des Bebauungspla-
nes Nr. 69 b „Ortslage Recke Mitte“ hiermit angeordnet und öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Recke, 17.07.2026       Gemeinde Recke 

Der Bürgermeister 
gez. Vos 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/217 
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218. Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Recke: 
57. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Recke  
hier: Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
Der Rat der Gemeinde Recke hat am 21.05.2026 beschlossen, den Entwurf der 57. Änderung 
des Flächennutzungsplanes, einschließlich der Begründung mit Umweltbericht sowie der we-
sentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung von Gemeinbedarfsflächen zu Schulzwe-
cken in Ergänzung zum vorhandenen Schulzentrum.  
 
Der Geltungsbereich der 57. Änderung des Flächennutzungsplanes ist in der nachstehenden 
Karte durch eine gebrochene schwarze Linie umrandet: 
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Der Entwurf des o. g. Bauleitpläne mit der Begründung und dem Umweltbericht mit den wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen sowie den DIN-Vorschriften wird gem. § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit 
 

vom 27.07.2026 bis einschließlich zum 25.08.2026 
 
auf der Internetseite der Gemeinde Recke unter „www.recke.de“ veröffentlicht (Registerkarte 
Internetseite: „Leben in Recke“ / „Bauen und Wohnen“ / „Laufende Verfahren“). Dort sind alle 
Planunterlagen einsehbar. 
 
Über einen weiteren leicht zu erreichenden Zugang liegen die Planunterlagen während des o. 
g. Auslegungszeitraums im 1. Obergeschoss des Rathauses der Gemeinde Recke, Hauptstraße 
28, 49509 Recke während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht aus. 
Die Einsichtnahme ist außerdem nach telefonischer Vereinbarung während der Dienststunden 
unter 05453-91053 oder 05453-91051 möglich. 
Während der Dienstzeiten besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung bzw. Abgabe von 
Stellungnahmen. Diese können während der Auslegungsfrist auch über E-Mail an “info@re-
cke.de“ abgegeben werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können. Im Übrigen wird zur Flä-
chennutzungsplanänderung darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 
3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach 
§ 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gem. § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Neben dem Entwurf der o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes und dem Entwurf zum o. 
g. Bebauungsplan einschließlich des nach Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB u. a. nach den 
Umweltschutzgütern i. S. der § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gegliederten Umweltberichtes, sind fol-
gende Dokumente verfügbar, die umweltbezogene Informationen enthalten: 
 

Art der vorhande-
nen Information  

Urheber Thematischer Bezug 

Begründungen mit 
Umweltbericht  

Gemeinde Recke 
Planungsbüro Hahm. Osnabrück 

Beschreibung und Bewertung der Um-
weltauswirkungen in Bezug auf die 
Schutzgüter  
Boden/Fläche, Gewässer/Grundwas-
ser. Klima/Lufthygiene, Arten/Lebens-
gemeinschaften, Orts-/Landschaftsbild, 
Mensch/Gesundheit, Kultur/Sachgüter 
und die Schutzgüter mit Wechselwir-
kungen 

Artenschutzprüfung 
I 

BIO-CONSULT Belm/OS Wirkungen auf die Flora und Fauna, 
Planungsrelevante Vogelarten, Fleder-
mäuse, weitere Säugetiere, Amphi-
bien, besonders geschützte Pflanzen-
arten i. S. d, § 44 BNatSchG, Verbots-
tatbestände gem. § 44 (1) Nr. 3 u. Nr. 
4 BNatSchG, Vermeidungsmaßnah-
men u. Verminderungsmaßnahmen, 
Maßnahmen zur allgemeinen Förde-
rung der Artenvielfalt im Plangebiet 
und dessen Umfeld 
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Stellungnahme Kreis Steinfurt Natur- und Artenschutz, Konkretisie-
rung der artenschutzrechtlichen Be-
trachtung und Ergebnisse, Schutzwür-
digkeit des Plaggeneschbodens 

Stellungnahme Bezirksregierung Münster, Dez. 
54 

Überschwemmungsgebiet, Extrem-
Hochwasserereignisse, wasserwirt-
schaftliche Belange 

Stellungnahme Landwirtschaftskammer, Kreis-
stelle Steinfurt 

Landwirtschaftsspezifische Immissio-
nen (Gerüche, Geräusche, Stäube), 
Kompensation des Eingriffs in Natur- 
und Landschaft.  
Agrarstrukturelle Belange, Maßnah-
men zum Ausgleich und Ersatz  

Stellungnahme Bezirksregierung Arnsberg Bergwerksfeld, Gesteine, Untergrund 

 
Übereinstimmungsbestätigung: 
Gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über öffentliche Bekanntmachungen von kommunalem Orts-
recht (BekanntmVO) in der zzt. geltenden Fassung wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der 
Amtlichen Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses der 57. Änderung 
des Flächennutzungsplanes und mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 
und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 

Bekanntmachungsanordnung zur Bauleitplanung: 
Gemäß § 2 Abs. 3 und 4 BekanntmVO i. V. m. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Recke und 
§ 2 Abs. 1 BauGB wird die Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses der 57. Änderung des 
Flächennutzungsplanes hiermit angeordnet und öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Recke, 17.07.2026       Gemeinde Recke 

Der Bürgermeister 
gez. Vos 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/218 

 
 
 
 
 
 

219. Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Saerbeck: 
Öffentliche Auslegung des Entwurfs der 1. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 38 „Gewerbegebiet Nord II“ gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 16. Juli 2026 beschlossen, den Pla-
nentwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 38 „Gewerbegebiet Nord II“ mit Begründung 
einschließlich Umweltbericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch 30 Tage, öffentlich auszulegen.  
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Das ca. 6,56 ha große Plangebiet befindet sich nördlich des Siedlungsbereiches der Gemeinde 
Saerbeck. Es wird begrenzt 
– durch die forstwirtschaftlichen Flächen und Gewässerflächen (Flurstück 114 und 40, Flur 018, 
Gemarkung Saerbeck) und die Erschließungsstraße „Energiewende“ im Norden, 
– durch die B 219 Ibbenbürener Straße im Osten, 
– durch die gewerbliche Nutzung (Flurstücke 84, Flur 18, Gemarkung Saerbeck) im Süden sowie 
– durch die gewerblichen Nutzungen (Flurstücke 133 und 132, Flur 18, Gemarkung Saerbeck), 
am westlichen Plangebietsrand. 
 
Das Plangebiet ist in dem nachfolgenden Planausschnitt des Vorentwurfs des Bebauungsplans 
mit einer breiten Strichlinie umrandet dargestellt: 
 

 
 

Allgemeines Planungsziel ist die Vorsehung einer Bushaltestelle an der Ibbenbürener Straße, 
die Einfügung einer öffentlichen Erschließung als Stichstraße, der Erhalt des westlichen Be-
standsgrüns, die Einfügung einer Verbindung zwischen den Parzellen 103 und 84 und die Ein-
fügung einer Heizzentrale und entsprechender Infrastruktur für das Wärmenetz der Gemeinde 
Saerbeck. 
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Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird bekannt gegeben, dass der Planentwurf zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 38 „Gewerbegebiet Nord II“ mit Begründung einschließlich des Umweltbe-
richts und den bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen  
 

in der Zeit vom 28. Juli 2026 bis einschließlich 01. September 2026 
 
zur Einsicht öffentlich ausliegen. Die Planunterlagen können zusammen mit dieser Bekanntma-
chung auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter https://www.saerbeck.de/Wirt-
schaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfahren.htm eingesehen werden. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die Unterlagen in dem vorgenannten Zeitraum 
im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Ferrières-Str. 11, 48369 Saerbeck, Raum 207 zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus. Die Einsichtnahme ist während der Öffnungszeiten montags, diens-
tags, donnerstags und freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, Donnerstagnachmittag von 14.00 
Uhr bis 18.00 Uhr und mittwochs nach Vereinbarung möglich. Zur Einsichtnahme der ausgeleg-
ten Unterlagen kann ein Termin mit dem Amt für Planen und Bauen der Gemeinde Saerbeck 
unter 02574/ 89-297 (Service-Stelle 89-0) vereinbart werden. 
 
Folgende umweltbezogene Unterlagen mit Arten umweltbezogener Informationen sind verfüg-
bar und können eingesehen werden: 
 

Schutzguter  Quelle Art der Umweltinformation 

Mensch - Stellungnahme untere 
Naturschutzbehörde vom 
04.02.2026 
 
 
 
 
 
 
- Stellungnahme Landes-
betrieb Straßenbau NRW 
vom 21.01.2026 
 
 
 
 
 
- Stellungnahme Land-
wirtschaftskammer 
26.01.2026 
 
 
- Wenker & Gesing, 
Akustik und Immissions-
schutz GmbH 
(17.03.2026): Geruchs-
technische Untersuchung 
 

- Beurteilung der Ge-
ruchsimmissionen anhand 
der geruchstechnischen Un-
tersuchung vom 22.03.2016 
- Erforderlichkeit von Immis-
sionsschutzgutachten (Lärm, 
Geruch, Kaminhöhe) für die 
Heizzentrale 
 
 
- Schallimmissionen ausge-
hend von der Bundesstraße 
- fehlender Anspruch auf ak-
tiven oder passiven Lärm-
schutz 
- Abschirmung des Verkehrs 
vor Blendwirkung oder Ab-
lenkung 
 
 
- ortsübliche Vorbelastung 
durch landwirtschaftsspezifi-
sche Immissionen 
 
- Berechnung der Gesamt-
belastung der Geruchsstun-
denhäufigkeiten innerhalb 
des Plangebiets 
 

https://www.saerbeck.de/Wirtschaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfahren.htm
https://www.saerbeck.de/Wirtschaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfahren.htm
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- Ingenieurbüro Richters 
& Hüls (11.06.2026): Am-
moniak- und Geruchsgut-
achten – Immissions-
prognose – Errichtung ei-
ner Biogasanlage 
 
 
 
- Ingenieurbüro Richters 
& Hüls (11.06.2026): 
Schalltechnisches 
Gutachten – Immissions-
prognose – Heizhaus 
Saerbeck (Biogas 
Speicherkraftwerk) 

 
- Ermittlung der Ge-
ruchsimmissionen im Umfeld 
der Heizzentrale (Geruchs-
ausbreitungsberechnung) 
- Bestimmung der zu erwar-
tenden Ammoniakkonzentra-
tion und der Stickstoffdepo-
sition 
 
- Prognose der zu erwarten-
den Geräuschimmissionen 
ausgehend von den Anla-
genteilen des Heizhauses 

Biotoptypen, Tiere und 
Pflanzen, Biologische 
Vielfalt 

- Stellungnahme untere 
Naturschutzbehörde vom 
04.02.2026 
 
 
 
 
 
 
- Stellungnahme Landes-
betrieb Straßenbau NRW 
vom 21.01.2026 
 
 
 
 
 
 
- Stellungnahme Landes-
betrieb Wald und Holz 
NRW vom 14.01.2026 

- Hinweis auf gesetzlichen 
Schutz einer Wallhecke 
- Bewertung der Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung inkl. 
des Kompensationsbedarfs 
- Benennung von arten-
schutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen 
 
- ökologische Ausgleichs- 
und Ersatzpflanzungen 
- Eingriff in den Gehölzbe-
stand des Straßenbegleit-
grüns 
- Inanspruchnahme von 
Kompensationsflächen 
- Vorgaben für Neuanpflan-
zungen an Bundesstraßen 
 
- Inanspruchnahme einer 
Waldfläche (Wallhecke) 
 

Boden/Fläche - WoltersPartner Stadt-
planer GmbH (Juni 
2026), Umweltbericht zur 
1. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 38 

- Aussagen zur Bodenbe-
schaffenheit, Bodenverhält-
nissen und Versiegelung 

Wasser - Stellungnahme Landes-
betrieb Straßenbau NRW 
vom 21.01.2026 
 
- Stellungnahme Stadt-
werke Emsdetten vom 
14.01.2026 
 

- Hinweis auf einen Wasser-
lauf 
 
 
 
- Gewährleistung der Trink- 
und Löschwasserversorgung 
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- nts Ingenieurgesell-
schaft (02.04.2026): La-
geplan Entwässerungs-
entwurf zum Gewerbege-
biet „GE Nord II“ 

- Planung der Schmutz- und 
Niederschlagswasserbeseiti-
gung 

Luft- und Klimaschutz - WoltersPartner Stadt-
planer GmbH (Juni 
2026), Umweltbericht zur 
1. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 38 

- Beschreibung der klimati-
schen Auswirkungen der 
Planung 

Landschaft - WoltersPartner Stadt-
planer GmbH (Juni 
2026), Umweltbericht zur 
1. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 38 

- Aussagen zum Land-
schaftsbild 

Kultur- und Sachgüter - WoltersPartner Stadt-
planer GmbH (Juni 
2026), Umweltbericht zur 
1. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 38 

- Beschreibung der Kultur-
landschaft 

 
 
Die Öffentlichkeit kann sich während der Auslegungsfrist über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung informieren und Stellungnahmen abgeben. 
Die Stellungnahmen sind vorrangig elektronisch zu übermitteln. Zur Abgabe einer Erklärung 
bzw. Stellungnahme auf elektronischem Postweg kann auch das Online-Formular unter 
https://www.saerbeck.de/Wirtschaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfah-
ren.htm auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck benutzt werden. Bei Bedarf können Stel-
lungnahmen aber auch auf anderem Weg, beispielsweise schriftlich als postalische Sendung 
oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan gemäß § 4a Absatz 5 BauGB unberücksichtigt bleiben.  
 
 
Saerbeck, 17.07.2026      Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
gez. Dr. Lehberg 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/219 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.saerbeck.de/Wirtschaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfahren.htm
https://www.saerbeck.de/Wirtschaft/Planen/Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen-im-Verfahren.htm


327 
 

220. Öffentliche Bekanntmachung eines immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsbescheides gemäß § 10 Abs. 7 und 8 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 21a der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verord-
nung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) 

 
 
Der Kreis Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt hat der Qualitas Energy Projekt GmbH mit 

Datum vom 19.03.2026 eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung mit folgendem verfügenden Teil 

erteilt: 

 

„Hiermit wird der Qualitas Energy Project GmbH, Unter den Linden 21 in 10117 Berlin gemäß § 16b i. 
V. m. § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) sowie i. V. m. § 1 und der Nr. 1.6.2 des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Genehmigung zur 
Modernisierung (Repowering) einer WEA des Typs Nordex N149/5X erteilt. 
Die Genehmigung umfasst nicht die im Antrag (Objektbezogener Lageplan M 1:2.500 Anlage 25 zur 
Genehmigung) dargestellte temporäre Zuwegung für die Errichtung der Anlage über das Grundstück in 
48366 Laer, Gemarkung Laer, Flur 19 Flurstück 46. Die Verfügbarkeit dieses Grundstücks ist zwischen 
der Qualitas Energy Project GmbH und dem Eigentümer/Pächter des Grundstücks zivilrechtlich zu 
regeln.  
Neben der Errichtung und dem Betrieb der WEA des Typs Nordex N149/5X schließt die Genehmigung 
im Zuge des Repowering den Rückbau der WEA des Typs Enercon E-82 2,0 MW ein.  
Die zurückzubauende WEA wurde wie unten angegeben genehmigt: 

Anlage Aktenzeichen Genehmigungs-da-
tum 

Standort 
(Gemarkung,  
Flur, Flurstück) 

Enercon E-82 
2 2,0 MW 

§§ 4 BImSchG 56-
60.0151/06/0106.2 
 

13.12.2007 Laer, Gem. Laer, 
Flur 19 Flurstück 44 

 
Die repowerte WEA darf auf dem Grundstück in 48366 Laer, Gemarkung Laer, Flur 19, Flurstück 44 
errichtet und betrieben werden. 
 

II Eingeschlossenen Entscheidungen 
Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Änderungsgenehmigung folgende andere, die Anlage 
betreffende, behördliche Entscheidung mit ein: 
- Baugenehmigung gem. § 60 BauO NRW 

 
Die gemäß § 14 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) erforderliche Zustimmung der 
Bezirksregierung Münster wurde mit Schreiben vom 19.09.2024, Az.: 26.10.01-050/2024.0343 Nr. 374-
24 erteilt. 
Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB wurde mit Schreiben vom 22.10.2024 durch die 
Gemeinde Laer erteilt. 
Die WEA ist entsprechend den geprüften, mit Anlagestempel gekennzeichneten Antragsunterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit in den nachfolgenden Nebenbestimmungen nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 
Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung.“ 
 
 

Der Genehmigungsbescheid ist unter Aufnahme von Bedingungen, Nebenbestimmungen und Hinweisen 

zum Immissionsschutzrecht, Baurecht, Natur- und Landschaftspflegerecht, Wasserrecht, Bodenschutz- 
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und Abfallwirtschaftsrecht, Arbeitsschutzrecht, Forstrecht, Straßenverkehrsrecht und zum zivilen sowie 

zum militärischen Luftverkehrsrecht ergangen.“ 

 

Die o.g. immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde mit Schreiben vom 06.07.2026 gemäß § 48 

Abs. 1 VwVfG und § 42 VwVfG berichtigt. 

 

Es ergeht folgende Rechtsmittelbelehrung gegenüber Dritten: 

„Gegen den oben genannten Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster erhoben werden. 

 

Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

der Anfechtungsklage nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann gemäß § 63 Abs. 2 Satz 1 BImSchG nur 

innerhalb eines Monats beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster 

gestellt und begründet werden.“ 

 

Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung sowie das Berichtigungsschreiben vom 06.07.2026 

werden ab dem 23.07.2026 bis zum Ablauf des 05.08.2026 auf der Homepage des Kreises Steinfurt 

unter der Internetadresse https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/ be-

kannt gegeben. Über diesen Weg sind die Unterlagen elektronische einsehbar. 

 

Da sich das Vorhaben im Bereich der Gemeinde Laer befindet, sind die Unterlagen auch über eine Ver-

linkung auf den Internetseiten der Gemeinde Laer einsehbar.  

 

Sollten Sie über keinen Internetzugang verfügen, wenden Sie sich bitte innerhalb der Auslegungsfrist 

23.07.2026 bis zum Ablauf des 05.08.2026) unter der Telefonnummer 02551/ 69-1413 oder -1455 an 

den Kreis Steinfurt, um für Sie eine individuelle Lösung bezüglich der Einsichtnahme in den Genehmi-

gungsbescheid und die Unterlagen zu finden. 

 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist (05.08.2026) gilt der Genehmigungsbescheid gemäß § 10 Abs. 8 
BImSchG gegenüber Dritten als zugestellt. Dies gilt gemäß § 10 Abs. 8 Satz 5 BImSchG auch für Per-
sonen, die keine Einwendungen erhoben haben, so dass die in der o.g. Rechtsmittelbelehrung genannte 
Klagefrist in Gang gesetzt wird.  
 
 
Steinfurt, 17.07.2026      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
Umweltamt 
Im Auftrag 
gez. Bödding 
 
 
Kreis Steinfurt 40/2026/220 

 
 
 
 
 
 
 

https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
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221. Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Saerbeck: 
Ankündigung von Vorarbeiten für Netzausbauvorhaben (Amprion) 
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Kreis Steinfurt 40/2026/221 


